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11Jtel 

·<> Im vorliegenden Beitrag soll der neue Vereinbarungstyp 
und seine Folgen für die Arbeitsbeziehungen beleuchtet 
werden. Die Aussagen stützen sich auf eine empirische 
Untersuchung der Vereinbarungen zur Standort- und Be­
schäftigungssicherung in 120 großen deutschen Unter­
nehmen (inklusive Tochterunternehmen), die immerhin 
knapp 16 Prozent der deutschen Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer beschäftigen. Das Forschungsprojekt ist 
noch nicht abgeschlossen. Deshalb haben die Ergebnisse 
vorläufigen Charakter. Es kristallisieren sich jedoch deut­
liche Trends heraus. 

Die Existenz betrieblicher Pakte stellt keine Ausnah­
me dar, sondern sie entwickelt sich zum neuen Standard. 
Dies ist ein Zeichen für die zunehmende Dezentralisie­
rung im System der industriellen Beziehungen. In mindes­
tens jedem dritten der untersuchten Konzerne existieren 
derartige Vereinbarungen. Häufig sind auch mehrere 
Pakte innerhalb eines Konzerns zu finden. Die Dezentra­
lisierung bleibt dabei nicht auf die Unternehmensebene 
beschränkt. Knapp die Hälfte der Vereinbarungen ist 
standortspezifisch. Sie dienen entweder der Umsetzung 
von Rahmenvereinbarungen, die auf der Unternehmens­
ebene geschlossen wurden. Oder sie sind das Resultat ei­
nes unternehmensinternen Wettbewerbs zwischen Stand­
orten oder operativen Einheiten um Investitionen. Dabei 
werden Investitionsentscheidungen des Unternehmens an 
den Abschluss einer Vereinbarung gekoppelt, die einen 
Beitrag zur Senkung der Arbeitskosten oder zur Optimie­
rung des Arbeitsprozesses leistet. Diese Form der Investi­
tionspolitik stellt in den Unternehmen der deutschen Au­
tomobilindustrie eher den Regelfall als die Ausnahme 
dar. Vereinbarungen zur Standort- und Beschäftigungssi­
cherung befördern jedoch nicht nur die Dezentralisie­
rungstendenzen, sondern auch eine stärkere Differenzie­
rung der Arbeitsbedingungen. In der Vereinbarungsland­
schaft ist eine große Vielfalt an Regelungsinhalten zu be-

14 Mitbestimmung 4/2000 

obachten, wobei die Flexibilisierung des Arbeitsprozesses 
einen deutlich höheren Stellenwert einnimmt als die Sen­
kung der Arbeitskosten. In 75 Prozent der Vereinbarun­
gen wurden die vielfältigsten Maßnahmen zur zeitlichen, 
räumlichen sowie fachlichen Flexibilisierung des Arbeits­
einsatzes verabredet. Bei den standortspezifischen Ver­
einbarungen der Automobilindustrie zeichnet sich dabei 
der Trend ab, dass die Arbeitsbedingungen auf jedes zu 
produzierende Modell und sein entsprechendes Markt­
segment individuell ausgerichtet werden. Die Arbeitneh­
mergruppen, für die einheitliche Arbeitsbedingungen gel­
ten, werden also deutlich kleiner und die Arbeitsbedin­
gungen variabler. 

Unterschiedliche Laufzeiten 

Den bisherigen Forschungsergebnissen ist zu entnehmen, 
dass nicht flächendeckend Tarife gebrochen werden. 
Vielmehr wird von den Betriebsparteien häufig auf tarif­
vertragliche Spielräume, Öffnungs- oder Beschäftigungs­
sicherungsklauseln Bezug genommen. Abweichende Re­
gelungen scheinen vorrangig in die Form von Haustarif­
verträgen gegossen zu werden. Zudem wurden bisher in 
knapp einem Drittel der Vereinbarungen außer- und 
übertarifliche Leistungen abgeschmolzen oder in variable 
Entgeltanteile umgewandelt. Diese Beobachtung deckt 
sich mit den Ergebnissen anderer empirischer Untersu­
chungen.1 Ob es einen Dominoeffekt gibt, ist bisher weit­
gehend unbekannt. Wenn ein Unternehmen sich durch 
das Abschmelzen übertariflicher Leistungen Kostenvor­
teile verschafft, könnten im Konkurrenzunternehmen, in 
dem keine Sonderzahlungen erfolgen, die Tariflöhne un­
ter Druck geraten. Zudem ist zu beobachten, dass die Ar­
beitgeberzusagen in den betrieblichen Bündnissen zeitlich 
befristet sind, während dies auf die Konzessionen der Be-



legschaften nicht zutrifft. Eine Verlängerung der Beschäf­
tigungsgarantie oder die Erneuerung von Investitionszu­
sagen erfolgt im Allgemeinen nur bei zusätzlichen Zuge­
ständnissen. Bestehende Handlungsspielräume in Bezug 
auf eine tarifrechtlich saubere Gestaltung betrieblicher 
Pakte werden somit mittelfristig aufgebraucht sein. In ih­
rem zeitlichen Geltungsbereich ist eine Entkopplung der 
Vereinbarungen von den geltenden Flächentarifverträgen 
zu konstatieren: Die Laufzeit eines betrieblichen Bünd­
nisses in deutschen Großunternehmen überschreitet die 
eines Lohn- und Gehaltstarifvertrages fast immer und be­
trägt bis zu sieben Jahre. Die Funktion, den Arbeitspro­
zess durch Kontinuität, Zuverlässigkeit und Planungs­
sicherheit zu unterstützen, scheint in den betreffenden 
Unternehmen eher von den betrieblichen Bündnissen als 
von den Flächentarifverträgen erfüllt zu werden. 

Auf Kooperation angewiesen 

Die Situation der Belegschaft hinsichtlich der Erpressbar­
keit stellt sich ambivalent dar. Denn Vereinbarungen zur 
Standort- und Beschäftigungssicherung sind für beide 
Akteursgruppen eine Möglichkeit, Interessen durchzuset­
zen, die sie ohne Kooperation miteinander nicht durch­
setzen könnten. Notwendige Bedingung für die Entste­
hung eines betrieblichen Paktes ist die Bereitschaft der 
Unternehmensleitung. Belegschaften haben keine Mög­
lichkeit, ihre Beschäftigungsinteressen verbindlich und 
gegen den Willen der Arbeitgeber durchzusetzen. Inso­
fern existiert eine asymmetrische Verhandlungskonstella­
tion. Andererseits kann das Management über wichtige 
Parameter des Wertschöpfungsprozesses (Höhe der Ar­
beitskosten, Flexibilität des Arbeitsprozesses) nicht auto­
nom entscheiden. Wenn sich seine diesbezüglichen Inter­
essen auf dem verbandlichen Weg und im Rahmen der 
Tarifautonomie nicht durchsetzen lassen, ist es auf die 

Kooperation der Belegschaften angewiesen. Diese stellt 
also die hinreichende Bedingung für die Entstehung eines 
betrieblichen Paktes dar. Daraus resultiert auch die Be­
reitschaft und die Notwendigkeit der Arbeitgeber, sich 
selbst zu binden. In 90 Prozent der Vereinbarungen ha­
ben die Arbeitgeber Zusagen gemacht. Die Versprechen 
werden fast ausnahmslos eingehalten, obwohl die Rechts­
verbindlichkeit und die Einklagbarkeit der Beschäftigungs­
und Investitionsgarantien in vielen Fällen unklar sind. 
Zudem ist zu bedenken, dass sich die Belegschaften 
großer Konzerne im Fall, dass die Grenze des Zumutba­
ren überschritten wird, zu wehren wissen. Der Konflikt 
um die Lohnfortzahlung 1996 hat die potenziellen Fol­
gen einer Grenzverletzung demonstriert. So kann den 
starken Betriebsräten großer Unternehmen hier eine 
Schutzfunktion zukommen, indem sie - stellvertretend 
für schwächere Betriebsräte - Grenzverletzungen abweh­
ren. 

Solidarität mit lokalem Bezug 

Vereinbarungen zur Standort- und Beschäftigungssiche­
rung vermitteln ein Bild neuer Solidarität zwischen Ar­
beitnehmern. Beschäftigungsabbau ist kein neues Phäno­
men, wohl aber die Reaktion der Betriebsräte und Beleg­
schaften: An Stelle des Minimierens von betriebsbeding­
ten Kündigungen steht der Versuch des Verhinderns 
durch die kollektive Bereitschaft zur Flexibilität oder 
zum Verzicht. Die Bezugseinheiten der Solidarität werden 
allerdings kleiner. Ihre Grenzen verlaufen entlang der 
Grenzen des Unternehmens oder sogar des Standortes. 
Im Falle der unternehmensinternen Standortkonkurrenz 
dürfte sich in vielen Fällen die Solidarität zwischen loka-
ler Belegschaft und lokalem Management als größer er- ·····) 

1 Siehe Beitrag von Winfried Heidemann in dieser Ausgabe, S. 17 ff. 
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···):· weisen als die zwischen allen Arbeitnehmern des Unter­
nehmens. Zudem ist zu bedenken, dass - im Fall eines 
drohenden Beschäftigungsabbaus - der Solidaritätsme­
chanismus vorrangig für und durch die Kernbelegschaf­
ten anspringt. Erst wenn die Senkung des Beschäftigungs­
standes nicht mehr durch den Abbau von Randbeleg­
schaften aufgefangen werden kann, werden betriebliche 
Pakte geschlossen. Sie dienen dazu, betriebsbedingte 
Kündigungen zu vermeiden. Doch auch die „eigentli­
chen" Bündnisse für Arbeit zur Begünstigung Dritter soll­
ten unter dem Solidaritätsaspekt nicht unerwähnt blei­
ben. Immerhin jeder fünfte betriebliche Pakt in großen 
deutschen Unternehmen schafft Arbeitsplätze, wenn auch 
in kleiner Zahl. So wurden zum Beispiel bei den Ham­
burgischen Electrizitäts-Werken (HEW AG) durch Maß­
nahmen zur Arbeitszeitflexibilisierung und -verkürzung 
seit 1997 knapp 500 zusätzliche Stellen geschaffen. Bei 
der Hapag Touristik Union wurde mit dem Verzicht der 
Belegschaft auf einen Teil seiner Überstundenzuschläge 
die Umwandlung von 40 befristeten Stellen in unbefriste­
te Arbeitsverhältnisse ermöglicht. In einer Reihe von Un­
ternehmen trug ein partieller Verzicht auf über- und 
außertarifliche Leistungen dazu bei, dass alle Auszubil­
denden in ein unbefristetes Arbeitsverhältnis übernom­
men wurden. Es gibt viele weitere Beispiele. 

Stärkung der Betriebsräte 

Die bisherigen Forschungsergebnisse lassen nicht den 
Schluss zu, dass Vereinbarungen zur Standort- und Be­
schäftigungssicherung vorwiegend hinter dem Rücken 
der Gewerkschaften geschlossen werden; es sei denn, es 
handelt sich um Inhalte, die ohnehin nicht in die ver­
bandliche Regelungsbefugnis fallen. Bei großen Konzer­
nen ist dies nicht verwunderlich, da sie vergleichsweise 
gut organisiert und gewerkschaftlich eingebunden sind. 
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Die Schwächung der Gewerkschaften ergibt sich eher aus 
ihrem Unvermögen, dem Handeln starker Betriebsräte 
Grenzen zu setzen. Denn es sind die starken Betriebsräte 
großer Unternehmen, die die Position des zentralen Ak­
teurs im System der industriellen Beziehungen einnehmen 
und die zwischen unterschiedlichen Koalitionen wählen 
können: der Solidaritätsgemeinschaft mit dem Manage­
ment oder der kollektiven Arbeitnehmervertretung mit 
den Gewerkschaften. Diese Machtstellung verschafft den 
Betriebsräten auch ein Drohpotenzial in beide Richtun­
gen. Gewerkschaften können den betrieblichen Pakten de 
facto keine Sanktionsmittel entgegensetzen, wenn ihre ei­
gene Klientel dagegen opponiert. Daran hat auch das 
jüngst vom BAG zugestandene Verbandsklagerecht we­
nig geändert. 

Bei einer zusammenfassenden Betrachtung wird deut­
lich, dass die normierende Wirkung der verbandlichen 
Regulierung und der Flächentarifverträge zurückgeht. 
Vereinbarungen zur Standort- und Beschäftigungssiche­
rung sind ein populäres Instrument zur unternehmens­
oder standortspezifischen Differenzierung von Regelun­
gen. Sie leisten einen wesentlichen Beitrag zur Konti­
nuität und langfristigen Planbarkeit von Arbeitsprozes­
sen. Unklarheit besteht darüber, welche Folgen sich aus 
einem möglichen Dominoeffekt ergeben. Der Fall Holz­
mann hat demonstriert, dass der Schaden, der von be­
trieblichen Pakten ausgehen kann, durch Öffentlichkeit 
eher größer als kleiner wird. Wenn die Konkurrenzunter­
nehmen öffentlich für sich die gleichen Rechte in An­
spruch nehmen und die Gewerkschaften öffentlich im 
Zwiespalt zwischen den Bedürfnissen individueller Un­
ternehmen und dem Zwang kollektiver Regelungen 
handlungsunfähig werden, ist am Ende möglicherweise 
beides verloren: die Arbeitsplätze sowie die Legitimation 
der Tarifverträge. 

Die Empirie liefert Hinweise darauf, dass Vereinba­
rungen zur Standort- und Beschäftigungssicherung in 
Großunternehmen einen Indikator für das Funktionieren 
der Mitbestimmung darstellen. Sollte dies jedoch zu einer 
Erosion der kollektivvertraglichen Instanzen führen, 
stellt sich die Frage, welcher Zukunft die Mehrheit der 
Arbeitnehmer entgegensieht, die nicht über einen starken 
Betriebsrat verfügt. Zu überprüfen bleibt, inwiefern be­
triebliche Pakte in einem Zusammenhang mit den sekto­
ralen und nationalen Initiativen zu einem Bündnis für Ar­
beit zu interpretieren sind. Aus einem genaueren Ver­
ständnis der Interaktion zwischen den Verhandlungssys­
temen könnten sich möglicherweise Handlungsanleitun­
gen für die Gewerkschaften destillieren lassen. • 
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